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VEREINFACHTES VERFAHREN

Wer zu spät kommt, muss Unterhalt zahlen
|  Der Unterhalt eines minderjährigen Kindes, das mit dem in Anspruch genommenen Eltern-
teil nicht in einem Haushalt lebt, kann im sog. vereinfachten Verfahren festgesetzt werden. 
Dort sollen Unterhaltsfragen möglichst schnell geklärt werden. Doch der Antragsgegner 
kann in diesem Verfahren bestimmte Einwendungen geltend machen, zum Beispiel gegen die 
Zulässigkeit des Verfahrens. Wie so oft, liegen hier aber die Tücken im Detail verborgen.  |

So hat das Oberlandesgericht (OLG) Hamm nun entschieden: Im vereinfachten Verfahren über 
den Unterhalt Minderjähriger ist die Einwendung, nicht der Vater des betroffenen Kindes zu 
sein, im erstinstanzlichen Verfahren geltend zu machen. Andernfalls ist der Antragsgegner mit 
diesem Einwand im Beschwerdeverfahren ausgeschlossen. Denn die strengen Formvorschriften 
sollen das vereinfachte Verfahren beschleunigen. Das Familiengericht muss in diesem verein-
fachten Verfahren auch nicht von sich aus die Vaterschaft des Antragsgegners überprüfen.

Hat es ein Antragsgegner versäumt, in erster Instanz seine Vaterschaft zu bestreiten, ist aber 
nicht alles verloren. Er kann dies nachholen. Er muss dazu dann ein sog. gesondertes  
Abänderungsverfahren einleiten.

QUELLE  |  OLG Hamm, Beschluss vom 14.10.2020, 2 WF 138/20

SORGERECHTSVERFAHREN

Kein Schmerzensgeldanspruch gegen Dolmetscherin
|  Das Amtsgericht (AG) Frankfurt a. M. hat entschieden: Eine Dolmetscherin verstößt nicht 
gegen ihre Berufspflichten, wenn sie neben der reinen Übersetzung auch Einschätzungen und 
Angaben zum Aussageverhalten macht.  |

Dem zugrundeliegenden Rechtsstreit ging ein familienrechtliches Sorgerechtsverfahren  
voraus, im Rahmen dessen die Richterin das minderjährige Kind der späteren Klägerin anhörte. 
Da das Kind kein Deutsch sprach, wurde die jetzige Beklagte als Dolmetscherin für Polnisch 
hinzugezogen. Sie ist nach der Kindesanhörung richterlich dazu befragt worden, welchen  
Eindruck sie von dem Kind habe; ob es mit eigenen Worten oder fremdbestimmt gesprochen 
habe. Hierauf antwortete die jetzige Beklagte, dass sie den Eindruck habe, das Kind werde  
erpresst und wolle eigentlich etwas ganz anderes sagen. Daraufhin wurde der Kindesmutter 
das Sorgerecht einstweilen entzogen. Dies veranlasste sie wiederrum, die jetzige Klage vor dem 
AG auf Zahlung von Schmerzensgeld i. H. v. mindestens 5.000 Euro zu erheben. Sie war dabei 
der Auffassung, die beklagte Dolmetscherin habe sich durch ihre Einschätzungen parteiisch 
verhalten, habe ihre Grenzen überschritten und sei zumindest mitursächlich für den  
Sorgerechtsentzug gewesen.

Das AG hat die Schmerzensgeldklage voll abgewiesen. Ein Anspruch ergebe sich insbesondere 
nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Dolmetscherpflichten oder aus einer Verletzung des  
allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Klägerin. Zur Begründung hat das AG ausgeführt, dass 
das gerügte Verhalten weder durch das Hessischen Dolmetschergesetz untersagt sei, noch  
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GESETZENTWURF

Einen Monat mehr Elternzeit bei Frühgeburten
|  Die Bundesregierung will die Elternzeit bei Frühgeburten um einen Monat verlängern und 
die Möglichkeiten für Teilzeit flexibler gestalten. Der entsprechende Gesetzentwurf zur  
Novellierung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (Bundestags-Drucksache 
19/24438) sieht vor, dass der Bezug des Elterngeldes um einen weiteren Monat verlängert 
wird, wenn das Kind sechs Wochen vor dem errechneten Geburtstermin oder früher zur Welt 
kommt.  |

Dieser zusätzliche Basiselterngeld-Monat soll auch in zwei Elterngeld-Plus-Monate umgewan
delt werden können. Zudem soll die erlaubte wöchentliche Arbeitszeit für Eltern, die während 
des Elterngeldbezugs in Teilzeit arbeiten, von 30 auf 32 Stunden angehoben werden. Der  
Partnerschaftsbonus, der die parallele Teilzeit beider Eltern ermöglicht, soll künftig mit 24 bis 
32 Wochenstunden bezogen werden können, statt mit bisher 25 bis 30 Wochenstunden.

Finanziert werden sollen die Änderungen durch eine Absenkung der Einkommensgrenze für 
den Bezug des Elterngeldes. So sollen Eltern, die gemeinsam über ein Jahreseinkommen von 
mehr als 300.000 Euro verfügen, kein Elterngeld mehr beziehen können. Bislang lag die  
Einkommensgrenze bei 500.000 Euro Jahreseinkommen. Nach Angaben der Regierung betrifft 
die Regelung etwa 7.000 der derzeitigen Bezieher des Elterngelds. Die Einkommensgrenze für 
Alleinerziehende soll unverändert bei 250.000 Euro liegen.

QUELLE  |   Deutscher Bundestag, heute im bundestag (hib) 1296/2020 vom 24.11.2020

GESETZENTWURF

Datenübermittlung bei Kindeswohlgefährdung  
soll erleichtert werden
|  Erweiterte Möglichkeiten der Datenübermittlung bei Kindeswohlgefährdungen sieht ein  
Gesetzentwurf des Bundesrates vor (Bundestagsdrucksache 19/24446 vom 18.11.2020). Wie es 
in der Vorlage heißt, ist die bisherige Ermächtigungsgrundlage defizitär.  |

Ein im Interesse der Kinder und Jugendlichen erforderlicher Informationsaustausch zwischen 
den Gerichten und den Staatsanwaltschaften einerseits und den Jugendämtern andererseits 
dürfe jedoch nicht an überhöhten Hürden scheitern, so der Bundesrat. Deshalb soll das  
Kriterium der „erheblichen Gefährdung“ durch Bezugnahme auf das einfache Kindeswohl  
ersetzt werden mit dem Ziel einer Prüfung der Gefährdungslage durch das Jugendamt. Denn 
die Gerichte und Staatsanwaltschaften seien bisher nur ermächtigt, erhebliche Gefährdungen 
Minderjähriger zu melden.

QUELLE  |  Deutscher Bundestag, heute im bundestag (hib) 1278/2020 vom 19.11.2020

widerspreche es dessen Schutzzweck. Gerade, wenn eine Manipulation des Aussageverhaltens 
eines Kindes im Raume stehe, könne es durchaus notwendig sein, dass über die reine  
Übersetzung der Dolmetscherin hinaus Angaben zur Wortwahl und zur Sprachgeschwindigkeit 
erfolgen. Es sei korrektive Aufgabe des Gerichts, überschießende sowie nicht zum Aufgaben-
kreis der Dolmetscherin gehörende Äußerungen auszugrenzen.

QUELLE  |  AG Frankfurt a. M., Urteil vom 20.12.2019, 29 C 1828/19 (85); PM Nr. 16/2020
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ERBKRANKHEIT

Muskelkrankheit Myotone Dystrophie Typ 1:  
Präimplantationsdiagnostik im Einzelfall zulässig

|  Besteht für Nachkommen eines genetisch vorbelasteten Paares das hohe Risiko, an der 
klassischen Form der Myotonen Dystrophie Typ 1 zu erkranken, kann im Einzelfall die Durch-
führung einer Präimplantationsdiagnostik (PID) erlaubt sein. Das hat jetzt das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

Ablehnung durch die Bayerische Ethikkommission
Die Bayerische Ethikkommission für Präimplantationsdiagnostik lehnte die von der Klägerin 
beantragte Zustimmung ab, eine PID durchzuführen. Eine PID dürfe nach dem Embryonen-
schutzgesetz (ESchG) nur vorgenommen werden, wenn das hohe Risiko einer schwerwiegenden 
Erbkrankheit bestehe. Diese Voraussetzungen seien nicht gegeben. Bei dem Partner der  
Klägerin liege eine genetische Disposition für die Muskelerkrankung Myotone Dystrophie Typ 1 
vor. Charakteristische Symptome seien Muskelsteifheit und eine langsam fortschreitende  
Muskelschwäche, insbesondere der Gesichtsmuskeln, der Hals- und Nackenmuskulatur sowie 
der Muskulatur von Unterarmen und -schenkeln. Bei einer ganz beachtlichen Zahl von  
Patienten zeige sich die Erkrankung aber erst im höheren Lebensalter. Für eine schwere  
kindliche Form des Krankheitsbildes bestehe lediglich eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit, da 
sie i. d. R. nur über die Mutter vererbt werde. Auch vor dem Verwaltungsgericht (VG) und dem 
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) war die Klage erfolglos.

Bundesverwaltungsgericht ist anderer Meinung
Das BVerwG hat der Revision der Klägerin stattgegeben und den beklagten Freistaat Bayern 
verpflichtet, ihren Antrag auf Durchführung einer PID zustimmend zu bewerten. Die Klägerin 
habe einen Anspruch auf Erteilung der Zustimmung der Ethikkommission, weil für ihre Nach-
kommen das hohe Risiko einer schwerwiegenden Erbkrankheit bestehe. Hinsichtlich des  
Vorliegens dieser Voraussetzungen sei der Ethikkommission kein Beurteilungsspielraum  
eingeräumt. Ihre Entscheidung unterliege der vollen gerichtlichen Überprüfung.

Schwerwiegende Erbkrankheit
Erbkrankheiten seien insbesondere schwerwiegend, wenn sie sich durch eine geringe Lebens-
erwartung oder Schwere des Krankheitsbilds und schlechte Behandelbarkeit von anderen  
Erbkrankheiten wesentlich unterscheiden. Über die Zulässigkeit der PID sei in jedem Einzelfall 
gesondert zu entscheiden. Wenn fraglich sei, ob die Erbkrankheit bereits wegen der  
genetischen Disposition eines Elternteils hinreichend schwer wiege, seien auch mit dieser  
Disposition in Zusammenhang stehende weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, wie etwa 
der Umstand, dass die Eltern bereits ein Kind mit der schweren Erbkrankheit haben oder die 
Frau nach einer Pränataldiagnostik und ärztlichen Beratung einen Schwangerschaftsabbruch 
hat vornehmen lassen, oder dass der Elternteil mit der genetischen Disposition selbst hieran 
erkrankt ist.
Danach lägen im Fall der Klägerin die Voraussetzungen des hohen Risikos einer schwer
wiegenden Erbkrankheit vor. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Nachkommen der Klägerin und 
ihres Partners an der klassischen Form der Myotonen Dystrophie Typ 1 erkrankten, lägen bei 50 
Prozent. Die Symptome würden in der Jugend oder im frühen Erwachsenenalter beginnen. Die 
Krankheit verlaufe progredient, also fortschreitend. Betroffene hätten mit erheblichen  
Beeinträchtigungen in der Lebensgestaltung und einer geringeren Lebenserwartung zu  
rechnen. Im Fall der Klägerin komme hinzu, dass ihr Partner selbst deutliche Symptome der 
Erkrankung zeige.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 5.11.20, 3 C 12.19;PM Nr. 63/2020 vom 5.11.2020


